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 Beschlussempfehlung und Bericht
 des Rechtsausschusses (6. Ausschuss)

 zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
 – Drucksache 17/3801 –

 Entwurf eines Gesetzes
 zu dem Übereinkommen des Europarats vom 16. Mai 2005
 zur Verhütung des Terrorismus

 A.  Problem

 Das  Übereinkommen  des  Europarats  vom  16.  Mai  2005  zur  Verhütung  des  Ter-
 rorismus  zielt  auf  die  Prävention  von  Terrorismus.  Es  ist  am  1.  Juni  2007  in  Kraft
 getreten.  Das  Übereinkommen  verlangt  von  den  Vertragsparteien  wirksame
 Maßnahmen,  um  die  Begehung  terroristischer  Straftaten  zu  verhindern.  Zu  die-
 sem  Zweck  sollen  die  Vertragsparteien  unter  Wahrung  der  menschenrechtlichen,
 demokratischen  und  rechtsstaatlichen  Grundsätze  die  öffentliche  Aufforderung
 zur  Begehung  einer  terroristischen  Straftat  sowie  die  Anwerbung  und  Ausbil-
 dung  für  terroristische  Zwecke  unter  Strafe  stellen,  wenn  diese  Handlungen
 rechtswidrig  und  vorsätzlich  begangen  werden.  Das  Übereinkommen  knüpft  zur
 Bestimmung  terroristischer  Straftaten  an  die  bestehenden  sektoralen  Terroris-
 muskonventionen  der  Vereinten  Nationen  an  und  ergänzt  diese.  Zum  Zweck  der
 Terrorismusprävention  fordert  das  Übereinkommen  zudem  eine  verstärkte  Zu-
 sammenarbeit  zwischen  den  Vertragsparteien.  Durch  den  Gesetzentwurf  sollen
 die  Voraussetzungen  nach  Artikel  59  Absatz  2  Satz  1  des  Grundgesetzes  für  die
 Ratifizierung des Übereinkommens geschaffen werden.

 B.  Lösung

 Annahme  des  Gesetzentwurfs  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/
 CSU,  SPD  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktion  DIE  LINKE.  bei
 Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

 C.  Alternativen

 Keine.

 D.  Kosten

 Wurden im Ausschuss nicht erörtert.
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Beschlussempfehlung

 Der Bundestag wolle beschließen,

 den Gesetzentwurf auf Drucksache 17/3801 anzunehmen.

 Berlin, den 1. Dezember 2010

 Der Rechtsausschuss

 Siegfried Kauder (Villingen-Schwenningen)
 Vorsitzender

 Dr. Patrick Sensburg
 Berichterstatter

 Jörg van Essen
 Berichterstatter

 Sebastian Edathy
 Berichterstatter

 Raju Sharma
 Berichterstatter

 Jerzy Montag
 Berichterstatter
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Bericht der Abgeordneten Dr. Patrick Sensburg, Jörg van Essen,
 Sebastian Edathy, Raju Sharma und Jerzy Montag
 I.  Überweisung

 Der  Deutsche  Bundestag  hat  die  Vorlage  auf  Drucksache
 17/3801  in  seiner  74.  Sitzung  am  24.  November  2010  bera-
 ten  und  an  den  Rechtsausschuss  zur  federführenden  Bera-
 tung  sowie  an  den  Auswärtigen  Ausschuss,  den  Innenaus-
 schuss  und  den  Ausschuss  für  Menschenrechte  und
 humanitäre Hilfe zur Mitberatung überwiesen.

 II.  Stellungnahmen  der  mitberatenden  Ausschüsse

 Der  Auswärtige  Ausschuss  hat  die  Vorlage  auf  Drucksache
 17/3801  in  seiner  24.  Sitzung  am  1.  Dezember  2010  beraten
 und  empfiehlt  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,
 SPD,  FDP  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  gegen  die
 Stimmen  der  Fraktion  DIE  LINKE.,  den  Gesetzentwurf  an-
 zunehmen.

 Der  Innenausschuss  hat  die  Vorlage  auf  Drucksache  17/3801
 in  seiner  27.  Sitzung  am  1.  Dezember  2010  beraten  und  emp-
 fiehlt  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/CSU,  SPD

 und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktion  DIE  LINKE.  bei
 Stimmenthaltung  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN,
 den Gesetzentwurf anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Menschenrechte  und  humanitäre  Hilfe
 hat  die  Vorlage  auf  Drucksache  17/3801  in  seiner  25.  Sitzung
 am  1.  Dezember  2010  beraten  und  empfiehlt  mit  den  Stim-
 men  der  Fraktionen  der  CDU/CSU,  SPD  und  FDP  gegen  die
 Stimmen  der  Fraktion  DIE  LINKE.  bei  Stimmenthaltung  der
 Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN,  den  Gesetzentwurf
 anzunehmen.

 III.  Beratungsverlauf  und  Beratungsergebnisse  im
 federführenden Ausschuss

 Der  Rechtsausschuss  hat  die  Vorlage  in  seiner  31.  Sitzung
 am  1.  Dezember  2010  beraten  und  empfiehlt  mit  den  Stim-
 men  der  Fraktionen  der  CDU/CSU,  SPD  und  FDP  gegen  die
 Stimmen  der  Fraktion  DIE  LINKE.  bei  Stimmenthaltung  der
 Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN,  den  Gesetzentwurf
 anzunehmen.
 Berlin, den 1. Dezember 2010

 Dr. Patrick Sensburg
 Berichterstatter

 Jörg van Essen
 Berichterstatter

 Sebastian Edathy
 Berichterstatter

 Raju Sharma
 Berichterstatter

 Jerzy Montag
 Berichterstatter
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